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Vorblatt 


Mineralölsleuer-Änderungsgesetz 
(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Das geltende Recht sieht ab 1. Mai 1971 den Wegfall der Mine- 
ralölsteuer für leichtes und schweres Heizöl (Heizölsteuer) vor. 
Die Bundesregierung hält es für erforderlich, die Stützungsmaß- 
nahmen für die Kohle in bestimmtem Umfang fortzusetzen und 
zusätzlich auch Maßnahmen zur Sicherung der Energieversor- 
gung (z. B. Rohölbevorratung) aus dem Heizölsteueraufkommen 
zu finanzieren. Schweres Heizöl unterliegt in den westeuro- 
päischen Industriestaaten teils keiner, teils einer geringeren 
Steuer, während die steuerliche Belastung leichter Heizöle regel- 
mäßig höher ist. 


B. Lösung 

Der bisherige Steuersatz für leichtes Heizöl in Höhe von 1, — DM 
für 100 kg soll aufrechterhalten und der Steuersatz für schweres 
Heizöl von 2,50 DM für 100 kg am 1. Januar 1972 auf 2, — DM 
für 100 kg und am 1. Januar 1973 auf 1,50 DM für 100 kg 
ermäßigt werden. Die Regelung soll zunächst bis 31. Dezember 
1974 gelten. 

Gegenstimmen bei der CDU/CSU. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat drängt auf eine sofortige Senkung des Steuer- 
satzes für schweres Heizöl auf 1,75 DM für 100 kg und eine 
weitere Senkung auf 1, — DM für 100 kg nach einem Jahr. 
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D. Kosten 

Es wird ein erheblicher Steuerausfall vermieden. Das Aufkom- 
men aus der Verlängerung der Heizölsteuer wird unter Berück- 
sichtigung der entsprechend dem Regierungsentwurf vorge- 
schlagenen Degression bei schwerem Heizöl 

1971 (ab Mai) 700 Millionen DM 


1972 1 060 Millionen DM 

1973 970 Millionen DM 

1974 1010 Millionen DM 


betragen. 

Der Vorschlag des Bundesrates würde demgegenüber bis Ende 
1974 zu einem noch um 600 Millionen DM geringeren Aufkom- 
men führen, davon 100 Millionen DM bereits auf 1971 entfallend. 
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— Drucksache Vl/1879 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Pohle 


Der Gesetzentwurf wurde in der 106. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 10. März 1971 an den 
Finanzausschuß federführend sowie an den Aus- 
schuß für Wirtschaft und an den Haushaltsausschuß 
mitberatend überwiesen. Finanzausschuß und Aus- 
schuß für Wirtschaft haben die Vorlage am 11. Marz 
1971, der Haushaltausschuß am 25. März 1971, be- 
raten. 

Nach § 8 Abs. 2 des Mineralölsteuergesetzes 1964 
in der Fassung des Änderungsgesetzes vom 
24. April 1967 (BGBl. I S. 497) würde die Be- 
steuerung der Heizöle ab 1. Mai 1971 entfallen. 
Der vorliegende Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung will die Besteuerung — hinsichtlich des schwe- 
ren Heizöls in zwei Stufen ermäßigt — bis zum 
31. Dezember 1974 verlängern. Die Bundesregierung 
begründet die Verlängerung mit der Notwendig- 
keit, den Konsolidierungsprozeß ün Steinkohlen- 
bergbau weiter abstützen und umfassende Maß- 
nahmen zur Sicherung des stark steigenden Energie- 
bedarfs, insbesondere in bezug auf die einfuhr- 
abhängige Rohölversorgung, treffen zu müssen. 

Der Gesetzentwurf trägt den Harmonisierungs- 
bestrebungen in der EWG Rechtung. Im westeuro- 
päischen Vergleich liegt die Bundesrepublik mit 
einer Steuerbelastung des schweren Heizöls von 
25 DM/t zwar noch am höchsten. Es folgen Groß- 


britannien mit rd. 21 DM/t und Italien mit rd. 

19 DM/t. In Frankreich wird das schwere Heizöl 
überhaupt nicht besteuert. Der Steuersatz für 
schweres Heizöl soll nach dem Regierungsvorschlag 
in der Bundesrepublik nunmehr ab 1972 noch 

20 DM/t und ab 1973 15 DM/t betragen. Hinsicht- 
lich des leichten Heizöls liegt der geltende deutsche 
Steuersatz mit 10 DM/t unter dem Satz der meisten 
übrigen westeuropäischen Länder; hier soll der 
Steuersatz unverändert bleiben. 

Der Entwurf legt erneut einen Endtermin für die 
Heizölbesteuerung, den 31. Dezember 1974, fest; 
damit bekennt sich die Bundesregierung zu ihrer 
wiederholt abgegebenen Erklärung, daß die Heizöl- 
steuer nur so lange erhoben werden soll, wie die 
energiepolitische und die energiewirtschaftliche 
Situation dies erfordern. Die Steuer soll nach der 
Absicht der Bundesregierung keine Fiskalsteuer 
werden. 

Aus den Reihen der Opposition wurde beantragt, 
den Vorschlag des Bundesrates zu übernehmen, 
nach dem die Steuer für schweres Heizöl bereits 
ab 1. März 1971 auf 17,5 DM/t und am 1. Mai 1972 
auf 10 DM/t gesenkt werden soll. Ein anderer Vor- 
schlag zielte darauf ab, die Steuersenkung für 
schweres Heizöl sofort in einer Höhe wirksam 
werden zu lassen, die dem Mittel des mittelfristig 
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geplanten Steueraufkommens entspräche. Dabei 
wurde jeweils auf die bereits kostenwirksamen er- 
höhten Erstehungskosten für Rohöl hingewiesen. 

Die Mehrheit des Ausschusses hat sich für den 
Regierungsentwurf entschieden. Auch in den mit- 
beratenden Ausschüssen fand der Regierungs- 
entwurf eine Mehrheit. 


Bonn, den 25 März 1971 


Dr. Pohle 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1/1/1879 — 
unverändert anzunehmen; 

2. eine eingegangene Petition für erledigt zu er- 
klären. 


Bonn, den 25. März 1971 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Dr. Pohle 

Berichterstatter 
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